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Änderung der Steuerverordnung Nr. 7: 
Auskünfte aus Steuerakten und 
Herausgabe von Steuerakten an 
Verwaltungsbehörden und Gerichte

Änderung vom 31. August 2015

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn
gestützt auf §§ 118 Absatz 2, 128 Absatz 3, 129 und 264 Absatz 2 des Ge-
setzes über die Staats- und Gemeindesteuern (StG) vom 1. Dezember 19851)

beschliesst:

I.
Der Erlass Steuerverordnung Nr. 7: Auskünfte aus Steuerakten und Heraus-
gabe  von  Steuerakten  an  Verwaltungsbehörden  und  Gerichte  vom
1. Juli 19862) (Stand 1. Januar 2013) wird wie folgt geändert:

§  2 Abs. 2 (geändert)
2 Auskünfte aus Steuerakten und die Herausgabe von Steuerakten an Ver-
waltungsbehörden und Gerichte sind nur zulässig, soweit eine gesetzliche
Grundlage  im Bundesrecht  oder  im kantonalen Recht  besteht,  sowie im
Rahmen dieser Verordnung oder mit besonderer Ermächtigung des Regie-
rungsrates. Auskünfte im Rahmen dieser Verordnung werden in der Regel
kostenlos erteilt.

§  5 Abs. 3 (neu)
3 Den Behörden anderer  Kantone,  welche die  gleiche Funktion ausüben
wie die in Absatz 1 genannten, dürfen im gleichen Umfang Auskünfte er-
teilt und Steuerakten herausgegeben werden.

§  8 Abs. 1 (geändert)
1 Gesuche um Auskünfte aus Steuerakten oder um Herausgabe von Steuer-
akten sind schriftlich an die zuständige Abteilung des Kantonalen Steuer-
amtes zu richten. Gesuche über Akten der direkten Gemeindesteuern sind
an die im Steuerreglement bezeichnete Behörde zu richten.

§  9bis Abs. 1
1 Verwaltungsbehörden und Gerichten können die für die Erfüllung ihrer
Aufgaben erforderlichen Auskünfte aus Steuerakten mittels eines elektro-
nischen  Abrufverfahrens  aus  den  Datenbanken  des  Steueramtes  erteilt
werden. Berechtigt sind:

1) BGS 614.11.
2) BGS 614.159.07.
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a) (geändert) das Amt für Finanzen für die Bewirtschaftung von Ver-
lustscheinen  und  für  Abklärungen  über  den  Rückforderungsan-
spruch des Staates aus unentgeltlicher Rechtsplege und unentgeltli-
chem Rechtsbeistand (§ 5 Abs. 1 BSt. l);

II.
Keine Fremdänderungen.

III.
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Die Änderung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. Vorbehalten bleibt das Ein-
spruchsrecht des Kantonsrats.

Solothurn, 31. August 2015 Im Namen des Regierungsrates
 
Roland Heim
Landammann
 
Andreas Eng
Staatsschreiber

RRB Nr. 2015/1341 vom 31. August 2015.
Veto Nr. 357, Ablauf der Einspruchsfrist: 11. November 2015.
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